
MAINZ/WIESBADEN (dpa).
Der Unmut ebbt nicht ab: Die
Stadt Mainz hat deutliche
Kritik am neuen Flugrouten-
Konzept für den Frankfurter
Flughafen, am hessischen
Wirtschaftsministerium, dem
Betreiber Fraport und der
Deutschen Flugsicherung
(DFS) geäußert. Umweltde-
zernentin Janina Steinkrüger
(Grüne) sagte, der Fokus lie-
ge auf dem Ausbau der Kapa-
zitäten des Airports, das Be-
mühen um eine Vermeidung
von Fluglärm scheine Maku-
latur zu sein. Das hessische
Verkehrsministerium in Wies-
baden wies die Kritik zurück.
Fraport und die DFS hatten

kürzlich mitgeteilt, dass
künftig mehr Flugzeuge Rich-
tung Nordwesten abheben
sollen. Solche Änderungen
werden in der Region stets
heiß diskutiert, von Fluglärm
betroffen sind Menschen et-
wa bis weit nach Südhessen
sowie in Rheinland-Pfalz tief
nach Rheinhessen hinein.

Ausdehnung des
Lärmteppichs befürchtet

Steinkrüger, die auch stell-
vertretende Vorsitzende in
der Kommission zur Abwehr
des Fluglärms ist, in der An-
rainerkommunen sitzen, mo-
nierte, Mainz sei schon von
der Südumfliegung belastet.
Wenn künftig die Nordwest-

routen mehr genutzt würden,
werde der Lärmteppich über
der Stadt weiter ausgedehnt.
Bei dem neuen Betriebskon-

zept seien die kommunalen
Vertreter mehr oder weniger
vor vollendete Tatsachen ge-
stellt worden, sagte Steinkrü-
ger. „Der hessische Verkehrs-
minister Kaweh Mansoori
(SPD) hat offensichtlich kein
Interesse daran, die Mitglie-
der der Fluglärmkommission
(FLK) ehrlich und transpa-
rent zu informieren.“ Das

Vertrauen in die bisher gute
Zusammenarbeit mit dem
Land Hessen, Fraport und der

DFS sei massiv geschädigt.
Ähnlich hatten sich auch an-
dere FLK-Mitglieder schon
geäußert. Fraport hatte er-
klärt, die Arbeiten an dem
Flugrouten-Konzept seien
noch nicht abgeschlossen.
Die Stadt Mainz wird nach

eigenen Angaben gemeinsam
mit den betroffenen Kommu-
nen in Hessen prüfen, ob die
vorgestellte Betriebsände-
rung mit dem bestehenden
Planfeststellungsbeschluss
überhaupt vereinbar sei:

„Wir halten uns offen, gegen
diese Vorgehensweise rechtli-
che Schritte einzuleiten“.
Das hessische Verkehrsmi-

nisterium teilte der Deut-
schen Presse-Agentur mit,
der Vorwurf mangelnder In-
formationen und Transparenz
sei unberechtigt, es setze
selbst weiter „auf die frühest-
mögliche Einbindung der
Flughafenanrainer bei abseh-
baren möglichen Änderungen
der Fluglärmbelastung“.

Sondersitzung der
Fluglärmkommission

Bei der von Fraport und DFS
vorgestellten „Neugewich-
tung der Abflugrouten bei
Westbetrieb handelt es sich
um eine Maßnahme, die in
keinem Fall kurzfristig umge-
setzt werden kann und wird.
In einem ersten Schritt wur-
den daher nur die absehbar
am stärksten betroffenen
Kommunen informiert“, hieß
es weiter. Es gebe noch aus-
reichend Zeit „zur umfassen-
den Prüfung der Auswirkun-
gen und dem Austausch im
großen Kreis“.
Das hessische Verkehrsmi-

nisterium stelle sich gerne
der Diskussion, wofür bereits
am 26. Juni bei einer nicht öf-
fentlichen Sondersitzung der
Fluglärmkommission in
Raunheim Gelegenheit beste-
he.

Wir halten uns offen,
gegen diese
Vorgehensweise
rechtliche Schritte
einzuleiten.

Janina Steinkrüger,
Verkehrsdezernentin Stadt Mainz

Die Verteilung des Fluglärms rund um den Frankfurter Flughafen ist immer wieder Thema heißer
Debatten. Foto: dpa

Flugrouten: Stadt prüft rechtliche Schritte
Landeshauptstadt fürchtet mehr Fluglärm durch geplante Flugrouten-Änderung für Frankfurts Flughafen – und teilt gegen Hessen aus
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